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Alles was Recht ist: Anforderungen an eine Behand lung 
von Kindern mit Varianten der Geschlechtsentwicklung
Stephanie Wiege
 

 
 

§ 1631e BGB normiert, dass Eltern und andere sorgeberechtigte Personen nicht das Recht haben, bei einem Kind 
mit „Varianten der Geschlechtsentwicklung“ einer Behandlung zuzustimmen, wenn es ausschließlich darum
geht, das körperliche Erscheinungsbild des Kindes an das des männlichen oder weiblichen Geschlechts anzu-
passen. Vielmehr muss ein weiterer Grund für die Behandlung hinzutreten. Aber auch dann können die Eltern
nur dann in geschlechtszuweisende Operationen einwilligen, wenn diese nicht bis zu einer selbstbestimmten
Entscheidung des Kindes aufgeschoben werden können. Hierzu benötigen sie zudem der familiengerichtlichen 
Genehmigung. Mit dem Beschluss des AG Mannheim vom 06.03.2024 (AZ: 8 F 1366/24) wurde nun erstmals eine 
Entscheidung zu den Anforderungen an eine gerichtliche Genehmigung der Einwilligung in geschlechtsanglei-
chende Operation eines Kindes veröffentlicht.
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Der Fall
Der Fall betrifft ein im Jahr 2023 
geborenes Kind, bei dem ein klassi-
sches Adrenogenitales Syndrom 
(AGS) mit Salzverlust vom Typ 
21-Hydroxylasemangel besteht.
Aufgrund dieser Erkrankung pro-
duzierte der eigentlich weibliche
Körper bereits pränatal vermehrt 
Sexualhormone (Androgene), die
in ihrer Wirkung dem männlichen 
Sexualhormon Testosteron entspre-
chen. Dies verursachte eine Stö-
rung der Trennung von Harn- und 
Geschlechtstrakt, was dazu führte, 
dass die Betroffene mit  einem 
 Sinus urogenitalis  geboren wurde. 
Das bedeutet, dass bei ihr die Harn-
röhre und die Vagina in einem ge-
meinsamen Ausführungsgang en-
den. Dieser sitzt an der Spitze der 
Klitoris, welche deutlich vergrößert 
ist und eine penisartige Struktur 
aufweist. Aufgrund der fehlenden 
Trennung von Harn- und Ge-
schlechtstrakt kommt es zu einer
Flüssigkeitsfüllung in der Vagina
und der Gebärmutter mit Urin, da 
diese unmittelbar mit der Harnbla-
se verbunden sind. 

Damit einher geht ein erhöhtes Ri-
siko von Harnwegsinfekten, welche 
im Zusammenspiel mit der vor -
handenen Nebenniereninsuffizienz
zu einer lebensbedrohlichen Krise 
(Addison-Krise) führen können. Da-
 ä
eben könnte die Betroffene auf-
rund des derzeit fehlenden Vagi-
aleingangs später keinen Ge-
chlechtsverkehr haben. Die Betrof-
ene ist dem weiblichen Geschlecht 
uzuordnen. Ihre inneren weibli-
hen Geschlechtsorgane sind un-
uffällig. Ihr Chromosomensatz ist 
eiblich und es sind Eierstöcke so-
ie eine Gebärmutter vorhanden. 

ie sorgeberechtigten Eltern be-
ehren die gerichtliche Genehmi-
ung der Einwilligung in eine Ope-
ation nach § 1631e BGB. Ihrem An-
rag beigefügt war die Stellung-
ahme einer interdisziplinären 
ommission im Sinne des § 1631e 
bs. 4 BGB, welche die Durchfüh-

ung des operativen Eingriffs bei 
er Betroffenen zur Trennung von 
rethra und Vagina „zur Abwehr 
iner Gefährdung des Kindeswoh-

es durch Komplikationen bei Un-
erlassung“ empfiehlt.

ie Entscheidung
as AG Mannheim hat dem Antrag 
uf familiengerichtliche Genehmi-
ung der Einwilligung in den ope-
ativen Eingriff zur Behandlung der 
inus urogenitalis bei der Betroffe-
en gemäß § 1631e Abs. 2, Abs. 3 
GB stattgegeben. Es führte hierzu 
us, dass die Kindeseltern in opera-
ive Eingriffe an den inneren oder 
ußeren Geschlechtsmerkmalen 
n
es nicht einwilligungsfähigen Kin-
es mit einer Variante der Ge-
chlechtsentwicklung, die eine An-
leichung des körperlichen Erschei-
ungsbildes des Kindes an das 
ännliche oder weibliche Ge-

chlecht zur Folge haben könnte, 
ur einwilligen können, wenn der 
ingriff nicht bis zu einer selbstbe-
timmten Entscheidung des Kindes 
ufgeschoben werden kann 
§ 1631e Abs. 2 S. 1 BGB). Sofern die-
er operative Eingriff nicht zur Ab-
ehr einer Gefahr für das Leben 
der die Gesundheit des Kindes er-
orderlich ist und daher nicht bis 
ur Erteilung der Genehmigung
ufgeschoben werden kann, bedarf 
iese Einwilligung der Genehmi-
ung des Familiengerichts (§ 1631e 
bs. 3 S. 1 BGB). 

iese Voraussetzungen sah das AG 
annheim als erfüllt an. Das bei 

em Kind diagnostizierte AGS ist ei-
e Variante der Geschlechtsentwick-

ung nach der DSD-Klassifikation ge-
äß der Chicago-Konsensuskonfe-

enz 2005 (vgl. S2k-Leitlinie 174 / 001: 
arianten der Geschlechtsentwick-

ung, Stand: 07 / 2016: „Androgenex-
ess; fetal [z. B. AGS bei 21-Hydroxy-
ase-Defekt]“). 

er operative Eingriff hat eine An-
leichung des körperlichen Erschei-
ungsbildes der Betroffenen an das 
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weibliche Geschlecht zur Folge, da
bei der Operation die Urethra von 
der Vagina getrennt wird und ein 
normal weiter Vaginaleingang in 
den Damm eingepflanzt wird. Die-
ser Eingriff kann nach Überzeu-
gung des Gerichts auch nicht bis zu 
einer selbstbestimmten Entschei-
dung der Betroffenen aufgescho-
ben werden. Denn aufgrund der Si-
nus urogenitalis besteht das Risiko 
einer Harnwegsinfektion, die auf-
grund der mit AGS einhergehen-
den Nebenniereninsuffizienz zu ei-
ner lebensbedrohlichen Krise füh-
ren kann. Die Genehmigung war 
vorliegend aus Sicht des Gerichts zu 
erteilen, da der geplante Eingriff
dem Wohl des Kindes am besten 
entspricht (§ 1631e Abs. 3 S. 2 BGB).

Das Gericht verweist insoweit nicht
nur auf die gesetzliche Vermutung 
des § 1631e Abs. 3 S. 3 BGB, son-
dern auch die aus Sicht des Gerichts 
überzeugende Stellungnahme der
interdisziplinären Kommission, wo-
nach die Operation im frühen Kin-
desalter medizinisch notwendig ist, 
um Schaden vom Kind abzuweh-
ren. Würde der Eingriff unterblei-
ben, bestünde die erhöhte Gefahr,

dass das Kind fehlbildungsbedingte h

ro-fortbildung

den Sie Ihre passenden urologischen 
rtbildungen aus den Bereichen:

llgemeine Urologie

ndrologie / Fertilität

inderurologie

perative Urologie

·  Urogynäkologie / 
Inkontinenz

·  Uroonkologie

·  Sonstige Themen

uro-fortbildungen.de
robleme wie gehäufte urogenita-
e Infekte, aufsteigende Blasenent-
ündungen und Nephritiden bei 
endelurin mit Aufstau in der Vagi-
a erleidet. Auch die Angleichung 
es körperlichen Erscheinungsbil-
es an das weibliche Geschlecht 
ntspricht nach Auffassung des Ge-
ichts dem Wohl der Betroffenen 
m besten. Ihre inneren Ge-
chlechtsorgane sind unauffällig 
eiblich. Sie besitzt einen norma-

en weiblichen Chromosomensatz 
46, xx) sowie Eierstöcke und eine
ebärmutter. Die Angleichung ist 
eineswegs ausschließlich kosme-
isch indiziert, sondern aus medizi-
ischen Gründen erforderlich.

azit
ie gesetzlichen Anforderungen
n eine Behandlung von Kindern
it Varianten der Geschlechtsent-
icklung sind diffizil und beinhal-
en auch für die beteiligten Be-
andler „Stolperfallen“. Selbstver-
tändlich muss der in Rede stehen-
e Eingriff dem aktuellen medizi-
ischen Standard entsprechen. Ob 
ies vorliegend der Fall war, dazu 
indet sich in der Entscheidung des 
G Mannheim leider nichts, wes-

alb diese nicht nur positive Reak-

en.de
Mit v

F

ionen im juristischen Schrifttum
ervorgerufen hat. Allein der Hin-
eis auf die S2k-Leitlinie 174 / 001 

aus dem Jahr 2016) kann eine Er-
ittlung des aktuell geltenden

tandards nicht ersetzen. Jeden-
alls gilt für Behandler zu beach-
en, dass keine Behandlungen 
urchgeführt werden dürfen, die
usschließlich dem Zweck dienen, 
as körperliche Erscheinungsbild
es Kindes an die binäre Geschlech-
ervorstellung anzupassen. ◼

orrespondenzadresse:
r. jur. Stephanie Wiege
achanwältin für Medizinrecht
achanwältin für Strafrecht
lsenheimer Rechtsanwälte PartGmbB
aximiliansplatz 12

0333 München
ww.uls-frie.de
PRAXIS & KLINIK
eranstaltungsübergreifende
ilter- und Suchfunktion*.
49
Dr. jur. 
Stephanie Wiege
r 


	Alles was Recht ist: Anforderungen an eine Behandlung von Kindern mit Varianten der Geschlechtsentwicklung
	Stephanie Wiege


